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Der Bundesminister Bonn, den 19. November 1970 

für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Kab - E 9050 - 27/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Entwicklungspolitik der Bundesregierung 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Kiep, Breidbach, 
Josten, Dr. Preiß, Pieroth, Dr. Rinscbe, Roser, Werner, 
Frau Dr. Wolf, Dr. Wulff und Genossen 
- Drucksache VI/1412 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregierung 
wie folgt: 


1. Wie vertritt die Bundesregierung die Tatsache, daß in dem vom 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit mit 
Steuermitteln finanzierten Werbeheft für internationale Zusam- 
menarbeit und Entwicklung „Terra", Ausgabe Asien, die maoi- 
stische These, daß Krieg nur durch Krieg überwunden werden 
kann und in diesem Zusammenhang die friedliche Durchsetzung 
politischer Ziele, wie sie von Gandhi gefordert wurde, geschei- 
tert sei, in einer Auflage von annähernd 200 000 Stück verbreitet 
wird? 

Die Publikation „Terra“ - Ausgabe Asien - war als Diskussions- 
forum konzipiert. Dies ist unter anderem daraus ersichtlich, daß 
es sich bei den Beiträgen um Namensartikel verschiedener 
Autoren mit zum Teil sehr kontroversen Auffassungen handelt. 

Im Rahmen einer Darstellung der Situation Asiens sollten auch 
die Entwicklungsprobleme der beiden größten asiatischen Staa- 
ten zur Diskussion gestellt werden. Zur Symbolisierung der 
Position Chinas und Indiens wurde je ein Zitat von Mao und 
Gandhi - beide als Zitate klar erkennbar - in den Text ein- 
geblendet. 

Um jedes Mißverständnis von vornherein auszuschließen, wird 
der Diskussionscharakter solcher Publikationen in Zukunft deut- 
licher zum Ausdruck kommen. 

Es versteht sich jedoch von selbst und müßte für jedermann 
erkennnbar sein, daß das von den Fragestellern angeführte 
Zitat nicht die Position der Bundesregierung wiedergibt. 
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2. Gibt es Erwägungen der Bundesregierung, Organisationen 
humanitäre und materielle Hilfe zu gewähren, die mit militäri- 
schen Mitteln den gewaltsamen Umsturz bestehender Ordnun- 
gen betreiben? Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem 
Zusammenhang Beschlüsse einzelner Organisationen, solchen 
Guerillaorganisationen materielle und humanitäre Unterstüt- 
zung zu gewähren? 

Die Bundesregierung erwägt nicht, Organisationen Hilfe zu 
gewähren, die mit militärischen Mitteln den gewaltsamen Um- 
sturz bestehender Ordnungen betreiben. Sie hat keine Beden- 
ken, wenn notleidenden Menschen über karitative oder über 
andere geeignete deutsche Organisationen humanitäre Hilfe 
gewährt wird, sofern die zweckentsprechende Verwendung 
dieser Hilfe sichergestellt ist. Im übrigen respektiert die Bun- 
desregierung die Autonomie dieser Organisationen. 


3. Läßt sich der Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
von der Meinung bestimmter Gruppen in der Bundesrepublik 
Deutschland beeinflussen, wenn er bei der Vergabe von Ent- 
wicklungshilfe z. B. im Falle Brasilien die vorgesehenen Zu- 
weisungen im Rahmen der Kapitalhilfe erheblich kürzen möchte? 
Wie verträgt sich die Begründung für diese Kürzung, die Privat- 
investitionen in Brasilien hätten einen so hohen Stand erreicht, 
daß öffentliche Hilfe im bisherigen Umfang nicht mehr notwen- 
dig sei, mit der Tatsache, daß 

a) Privatinvestitionen in Brasilien in den letzten Jahren nicht 
stärker als in früheren Jahren zugenommen haben und 

b) der Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
gleichzeitig der Deutschen Entwicklungsgesellschaft Zurück- 
haltung bei der Beteiligung an zukünftigen Investitionen der 
deutschen Industrie in Brasilien empfohlen hat? 

a) Bei der Entscheidung über die Vergabe von Entwicklungs- 
hilfe geht die Bundesregierung ausschließlich von ihren all- 
gemeinen entwicklungspolitischen Grundsätzen aus. Danach 
hängt die Höhe der für ein Land zur Verfügung stehenden 
Kapitalhilfe von dessen Entwicklungsstand, seiner Zahlungs- 
bilanzsituation und seinen Möglichkeiten ab, Mittel für 
Investitionen anderweitig, etwa im Lande selbst oder aus 
privaten Quellen im Ausland aufzubringen. Diese Grund- 
sätze gelten auch für Brasilien. 

Im Gegensatz zu der Meinung der Fragesteller haben die 
deutschen Privatinvestitionen in Brasilien seit 1968 wesent- 
lich stärker zugenommen als in den Jahren davor. Von den 
gesamten deutschen Investitionen in Entwicklungsländern 
bis zum 30. September 1970 in Höhe von rd. 5,8 Mrd. DM 
entfallen mehr als 1,4 Mrd. DM (ca. 25®/o) auf Brasilien, und 
hier besonders auf die höher entwickelten südlichen Landes- 
teile. Die südlichen Landesteile können daher nicht Schwer- 
punkt unserer Kapitalhilfe sein. Für die weniger entwickel- 
ten Regionen, insbesondere den Nordosten, sieht die Bundes- 
regierung geeigneten Projektvorschlägen der brasilianischen 
Regierung entgegen. 

b) Die DEG hat nunmehr das Stadium ihres Aufbaus beendet. 
Stärker als dies in den Aufbaujahren möglich war, rücken 
jetzt entwicklungspolitische Kriterien in den Vordergrund. 
Dazu gehört vor allem die Erleichterung des Auf- und Aus- 
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baus kleiner und mittlerer Betriebe der gewerblichen Wirt- 
schaft, des Handwerks und der Landwirtschaft in Entwick- 
lungsländern und die Ausübung der Geländerfunktion dort, 
wo private Investoren, allein auf sich gestellt, zögern. 

Bis zum 30. September 1970 hatte die DEG aus ihrem Gesell- 
schaftskapital Investitionen in Entwicklungsländern mit 
rund 77 Mio DM gefördert. 

Von diesen 77 Mio DM entfallen auf Lateinamerika 36 Mio 
DM (47 Vo), wovon 18 Mio DM (23,5 Vo der gesamten DEG- 
Anlagen) in Brasilien investiert wurden. Diese 18 Mio DM 
sind zudem noch auf die Stadt Säo Paulo und ihren indu- 
striellen Einzugsbereich konzentriert. 

Der Bund ist als Gesellschafter der DEG gehalten, für eine 
regionale Risikostreuung Sorge zu tragen. Aus diesem 
Grunde und angesichts der weit überdurchschnittlichen Höhe 
der gesamten deutschen Investitionen in Brasilien erscheint 
es vertretbar, die bisherige starke Konzentration der DEG- 
Tätigkeit auf dieses Land nicht im gleichen Ausmaß fort- 
zusetzen. Im übrigen wäre in Zusammenarbeit zwischen 
allen Beteiligten zu überlegen, ob künftige Initiativen der 
DEG nicht stärker den wirtschaftliche schwächeren Regionen 
Brasiliens zugute kommen sollten als der bereits weit ent- 
wickelten Region von Säo Paulo. 


4. Welchen entwicklungspolitischen Wert mißt die Bundesregie- 
rung Privatinvestitionen bei, die der Ziel-Mittel-Vorstellung 
der Entwicklungsländer entsprechen? 

Die Bundesregierung mißt Privatinvestitionen, die der Ziel- 
Mittel-Vorstellung der Entwicklungsländer entsprechen, einen 
hohen entwicklungspolitischen Wert bei. Eine private Investi- 
tion ist danach um so förderungs würdiger, je mehr sie sich nach 
den entwicklungspolitischen Prioritäten des Gastlandes richtet. 


5. Ist es zutreffend und Ausdruck einseitiger ideologiegebundener 
Absichten, daß der Bundesminister für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit dafür eintritt, u. a. Kuba und von den OECD-Ländern 
die Türkei, nicht aber Griechenland, Spanien und Portugal in 
ein Zollpräferenzsystem der OECD miteinzubeziehen, und teilt 
die Bundesregierung die Auffassung der Opposition, daß dafür 
entwicklungspolitische Gründe nicht angeführt werden können, 
da auch vom Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
unbestritten Entwicklungsländer wie Chile, Mexiko, Uruguay, 
Argentinien und Venezuela mit wesentlich höherem Pro-Kopf- 
Einkommen als Portugal nicht ausgenommen werden sollen? 

Es trifft nicht zu, daß bei der Erörterung über den Kreis der 
Länder, die in das allgemeine System von Zollpräferenzen ein- 
bezogen werden sollen, „ideologiegebundene" Erwägungen 
mitbestimmend waren. In der Diskussion zwischen den betei- 
ligten Ressorts waren ausschließlich wirtschaftliche Argumente 
maßgebend. 

In einem ersten Meinungsaustausch stellte sich die Frage, ob 
die vier weniger entwickelten Länder der OECD, die Türkei, 
Griechenland, Spanien und Portugal, nach Maßgabe ökonomi- 
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scher Kriterien uneingeschränkt als Entwicklungsländer im 
Sinne der Zielsetzungen des allgemeinen Präferenzsystems zu 
betrachten seien. In diesem Zusammenhang hat der Bundes- 
minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit angeregt zu prü- 
fen, welche Auswirkungen die Einbeziehung dieser vier Länder 
auf die übrigen Entwicklungsländer zur Folge haben würde und 
welche Zusammenhänge zwischen den allgemeinen Präferenzen 
und den durch die Assoziierung zur EWG gewährten Zollvor- 
teilen bestehen. Die Erörterungen haben inzwischen zu einer 
Verhandlungsrichtlinie geführt, der alle Ressorts zugestimmt 
haben. 


6. Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der veränderten Lage 
in der Republik Südvietnam die Wiederaufnahme der unter- 
brochenen Entwicklungshilfeprojekte in Betracht zu ziehen, um 
durch Hilfe beim Wiederaufbau einer funktionierenden Wirt- 
schau einen Beitrag zur Stabilisierung der durch das ameri- 
kanisdie Disengagement in diesem Gebiet entstehenden Lage 
zu leisten, oder läßt sie sich aus bestimmten innenpolitischen 
Rücksichten hiervon abhalten? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine sinnvolle Ent- 
wicklungshilfe in Vietnam wegen der kriegerischen Ausein- 
andersetzungen derzeit noch nicht möglich ist. Sie setzt damit 
die Politik der Regierung der Großen Koalition in dieser Frage 
unverändert fort, die in dem Schreiben des damaligen Chefs des 
Bundeskanzleramtes vom 25. August 1967 gegenüber dem da- 
maligen Vorsitzenden des Ausschusses für Entwicklungshilfe 
des Deutschen Bundestages zum Ausdruck kam. Danach sah 
bereits damals die Bundesregierung aus politischen und finan- 
ziellen Gründen keine Möglichkeit, solche Hilfsmaßnahmen im 
Rahmen der Zuständigkeit des Bundesministers für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit zu fördern. Jede Entwicklungshilfe setze 
- so hieß es in dem Schreiben - zu ihrem sinnvollen Einsatz 
den Frieden voraus. Außerhalb der Entwicklungshilfe solle eine 
Unterstützung auf Hilfsmaßnahmen, wie sie im Rahmen der 
humanitären Hilfe entwickelt worden seien, beschränkt bleiben. 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß sich die Ver- 
hältnisse in Vietnam seitdem so grundlegend geändert haben, 
daß für sie eine neue Lage entstanden ist. Sie steht aber nach 
wie vor dazu, daß sich die Bundesrepublik Deutschland nach 
Beendigung des Krieges am Wiederaufbau Vietnams maßgeb- 
lich beteiligen wird. 

Die Bundesregierung führt die Programme der humanitären 
Hilfe für dieses Land in der bisherigen Größenordnung von 
rd. 30 Mio DM jährlich unvermindert fort. 


7. Welches sind am Beginn der zweiten Entwicklungsdekade die 
Kriterien, nach denen die Bundesrepublik Deutschland Entwick- 
lungspolitik betreibt, und gibt es neben diesen entwicklungs- 
politischen Kriterien auch politische Erwägungen, denen bei 
der Durchführung der Entwicklungspolitik Rechnung getragen 
wird? 

Die Bundesregierung hat in einem Kabinettbeschluß vom 
26. Februar 1970 zur Vorbereitung der internationalen Entwick- 
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lungsstrategie in der 2. Dekade den „engen Zusammenhang 
zwischen wirtschaftlichem Wachstum und sozialer Entwicklung" 
betont, der auch in dem am 24. Oktober 1970 von der Vollver- 
sammlung der VN verabschiedeten Strategiedokument eine zen- 
trale Rolle einnimmt. Diese beiden Ziele sind die wesentlichen 
Kriterien für unsere entwicklungspolitischen Maßnahmen. Auf 
diese Weise trägt Entwicklungspolitik als Aufgabe aller Grup- 
pen der Gesellschaft und als Teil der Gesamtpolitik der Bundes- 
regierung zum Aufbau eines Systems internationaler Solidarität 
und zur Erhaltung und Sicherung des Friedens bei. Ihre Ver- 
wirklichung erfordert die laufende Abstimmung und eine enge 
Zusammenarbeit mit anderen Bereichen der deutschen Politik. 


Eppler 
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